
Rechtsgrundlagen 
 
Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I S. 2141, 1998 I S. 137), 
zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 23.07.2002 (BGBl. I S. 2850) 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. v. 23.01.1990 (BGBl. I S. 134), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22.04.1993 (BGBl. I S. 466) 
Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) i.d.F. vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991, S. 58)  
Hess. Bauordnung (HBO) i.d.F. v. 18.06.2003 (GVBl. I S. 274) 
 
 
 
 
 
 
1 Zeichenerklärung 

2 Textliche Festsetzungen 
 

2.1 Gewerbegebiet GE1 

 
2.1.1 Gem. § 9(1)1 BauGB i.V.m. § 1(6) BauNVO: 

 
2.1.1.1 Wohnungen i.S. § 8(3)1 BauNVO sind unzulässig. 

 
2.1.1.2 Vergnügungsstätten sind unzulässig. 

 
2.1.2 Gem. § 9(1)1 BauGB i.V.m. §§ 1(4) und (6) BauNVO: Wohnheime sind unzulässig. 

 
2.1.3 Gem. § 9(1)1 BauGB i.V.m. § 1(9) BauNVO: Die Einrichtung von Verkaufsflächen ist nur 

für die Selbstvermarktung der im Gebiet produzierenden und weiterverarbeitenden Betrie-
be zulässig ist, wenn die Verkaufsfläche einen untergeordneten Teil der durch die Betriebs-
gebäude bebauten Fläche einnimmt. 
 

2.2 Gewerbegebiet GE2 

 
2.2.1 Gem. § 9(1)1 BauGB i.V.m. § 1(6) BauNVO: Vergnügungsstätten sind unzulässig. 

 
2.2.2 Gem. § 9(1)1 BauGB i.V.m. §§ 1(4) und (6) BauNVO: Wohnheime sind unzulässig. 

 
2.2.3 Gem. § 9(1)1 BauGB i.V.m. § 1(9) BauNVO: Die Einrichtung von Verkaufsflächen ist nur 

für die Selbstvermarktung der im Gebiet produzierenden und weiterverarbeitenden Betrie-
be zulässig ist, wenn die Verkaufsfläche einen untergeordneten Teil der durch die Betriebs-
gebäude bebauten Fläche einnimmt. 
 

2.3 Gewerbegebiet GE3 

 
2.3.1 Gem. § 9(1)1 BauGB i.V.m. § 1(6) BauNVO: Vergnügungsstätten sind unzulässig. 

 
2.3.2 Gem. § 9(1)1 BauGB i.V.m. §§ 1(4) und (6) BauNVO: Wohnheime sind unzulässig. 

 
2.3.3 Gem. § 9(1)1 BauGB i.V.m. § 1(9) BauNVO: Die Einrichtung von Einzelhandelsverkaufs-

flächen ist nur für nicht innenstadtrelevante Sortimente zulässig. Die Einrichtung von Ein-
zelhandelsverkaufsflächen für Lebensmittel ist unzulässig. 
 

2.4 
 

Industriegebiet GI 

2.4.1 Gem. § 9(1)1 BauGB i.V.m. § 1(6) BauNVO: Wohnungen i.S. § 9(3)1 BauNVO sind unzu-
lässig. 
 

2.4.2 Gem. § 9(1)1 BauGB i.V.m. §§ 1(4) und (6) BauNVO: Wohnheime sind unzulässig. 
  
2.5 Gem. § 9(1)20 i.V.m. 15 BauGB: Auf der öffentlichen Grünfläche mit Zweckbestimmung 

Parkanlage ist in der durch Baugrenzen bezeichneten Fläche eine Schank- und Speise-
wirtschaft / Kiosk mit max. 300 qm Grundfläche und einem Vollgeschoss zulässig. 
 

2.6 Gem. § 9(1)11 BauGB: Je Baugrundstück ist eine max. 10 m breite Zufahrt zu der er-
schließenden Straße zulässig. 
 

2.7 Gem. § 9(1)20 BauGB: Rad- und Gehwege auf den Baugrundstücken, Garagenzufahrten 
und Hofflächen i.S. von untergeordneten Nebenanlagen sind mit Rasenkammersteinen, 
Schotterrasen oder im Sandbett verlegtem Pflaster mit einem Mindestfugenanteil von 30 % 
zu befestigen. Terrassen sind wasserdurchlässig zu befestigen; alternativ ist das auf den 
Terrassen anfallende Niederschlagswasser seitlich zu versickern. 
 

2.8 Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
gem. § 9(1)25a BauGB: 
 

2.8.1 Pro 5 Stellplätze ist mind. 1 einheimischer, standortgerechter Laubbaum gem. 2.8.2 zu 
pflanzen und zu unterhalten; die nach 2.8.2 auf dem Baugrundstück anzupflanzenden 
Bäume können zur Anrechnung gebracht werden. Sofern die Bäume nicht in einem größe-
ren Pflanzstreifen angepflanzt werden, ist eine mind. 6 qm große Baumscheibe für jeden 
Baum vorzusehen. 

2.8.2 
 

Anpflanzung von großkronigen (im Straßenraum auch schmalkronigen) Laubbäumen gem. 
Plankarte (Hochstämme, Mindest-Pflanzqualitäten: 3 xv., m.B., STU 14-16 cm). 
 
Artenliste: 
 
Acer platanoides  Spitzahorn 
Acer pseudoplatanus Bergahorn 
Carpinus betulus  Hainbuche 
Fraxinus excelsior Esche 
Prunus “Accolade“ Zierkirsche 
Prunus serrulata  “Kanzan” Nelkenkirsche 
Quercus robur “Fastigiate Koster“ Stieleiche 
Sorbus aucuparia “Edulis” Eberesche 
Tilia cordata Winterlinde 
Tilia cordata “Greenspire“ Winterlinde 
 
Bei Anpflanzungen außerhalb größerer Grünflächen ist eine als Pflanzinsel anzulegende 
Baumscheibe > 5 qm je Baum vorzusehen.  
 

2.8.3  Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern gem. Plankarte:  
 
 Die Fläche ist mit einer im Mittel 5-reihigen geschlossenen Laubgehölzhecke gem. nach-
folgender Artenliste zu  bepflanzen. Die Pflanzdichte beträgt 1 Strauch pro 1 qm / 1 Baum 
pro 2,5 qm. Sträucher sind in Gruppen von jeweils 3-5 Exemplaren einer Art zu pflanzen. 
Die Randbereiche der Pflanzfläche sind als Krautsaum zu entwickeln und nicht häufiger als 
einmal jährlich ab Mitte August zu mähen. 

 

 Es gelten folgende Mindest-Pflanzqualitäten: 
 
Bäume 1. Ordnung: 3 xv., m.B., STU 14-16 cm;  
Bäume 2. Ordnung: 2 xv., m.B., STU 12-14 cm;  
Sträucher: 2 xv., 100-150 
 
Bäume 1. Ordnung: 
 
Bergahorn Acer pseudoplatanus 
Spitzahorn Acer platanoides 
Esche Fraxinus excelsior 
Wildlkirsche Prunus avium 
Stieleiche Quercus robur 
Winterlinde Tilia cordata 
 
Bäume 2. Ordnung: 
 
Feldahorn Acer campestre 
Hainbuche Carpinus betulus 
Wildapfel Malus sylvestris  
Wildbirne Pyrus communis  
Eberesche Sorbus aucuparia 
 

 Sträucher: 
 
Roter Hartriegel Cornus sanguinea 
Hasel Corylus avellana 
Weissdorn Crataegus monogyna / laevigata 
Rote Heckenkirsche Lonicera xylosteum 
Felsenbirne Amelanchier ovalis  
Hundsrose Rosa canina  
Wolliger Schneeball Viburnum lantana  
Traubenkirsche Prunus padus  
Holunder Sambucus nigra  
 
 
 
 
 
 
 

3 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften 
 

3.1 Gem. § 9(4) BauGB i.V.m. § 81(1)3 HBO:  
 

3.1.1 Zulässig sind ausschließlich gebrochene Einfriedigungen wie z.B. Drahtgeflecht, Stabgitter 
oder Streckmetall bis zu einer Höhe von max. 4,0 m über Geländeoberkante.  
Die Außeneinfriedungen sind mit einheimischen, standortgerechten Laubsträuchern gem. 
Artenliste 2.8.3 abzupflanzen (einreihige Pflanzung, Abstand zwischen den Einzelpflanzen 
max. 0,75 m) oder mit Kletterpflanzen gem. Artenliste 3.3.1 zu beranken. 
 

3.1.2 Straßenseitig sind Stützmauern aus Sichtmauerwerk und Sichtbeton mit einer Höhe von 
mehr als 1 m über der angrenzenden Verkehrsfläche unzulässig, sofern sie nicht verputzt  
und mit dauerhaften Kletterpflanzen (auch hängend) berankt oder mit Natursteinen verklei-
det werden.  
 

3.2 Gem. § 9(4) BauGB i.V.m. § 81(1)4 HBO:  
 
PKW-Stellplätze sind mit Rasenkammersteinen, Schotter oder im Sandbett verlegtem Pfla-
ster zu befestigen. 

  
3.3 Gem. § 9(4) BauGB i.V.m. § 81(1)5 HBO: Begrünungen/Grundstücksfreiflächen 

 
3.3.1 Gebäudeaußenseiten, bei denen der Flächenanteil von Wandöffnungen weniger als 10 

v.H. beträgt, sind mit ausdauernden Kletterpflanzen zu begrünen.  
 
Artenliste 
 
Polygonum auberti Schling-Knöterich 
Clematis montana 
Clematis-Hybriden Clematis, Waldrebe 
Hedera helix Efeu 
Lonicera periclymenum Wald-Geißblatt 
Parthenocissus quinquefolia Wilder Wein 
Wisteria sinensis Blauregen, Glyzine 
 

3.3.2 Mind. 30 % der Grundstücksfreiflächen sind mit einheimischen, standortgerechten Laub-
gehölzen zu bepflanzen. Die nach den bauplanungsrechtlichen Festsetzungen anzu-
pflanzenden Laubbäume und -sträucher können zur Anrechnung gebracht werden. Es 
gelten 1 Baum 25 qm, ein Strauch 1 qm (zur Artenauswahl s.o.) 
 
Neben den einheimischen Arten können folgende Zierarten angepflanzt werden: 
 
Buddleja davidii  Sommerflieder 
Deutzia x magnifica  Deutzie 
Hamamelis mollis  Zaubernuss 
Philadelphus coronarius Falscher Jasmin 
Rosa multiflora Vielblütige Rose 
Rosa rugosa   Apfelrose 
Spiraea x bumalda “Anthony Waterer”  Rote Sommerspiere 
Spiraea x cinerea “Grefsheim “ Spiere 
Syringa vulgaris  Flieder 

 
 
 
 
 
 
 
4 Nachrichtliche Übernahme 

4.1 Die die Stellplätze betreffenden Festsetzungen werden subsidiär durch die Vorschriften der 
Stellplatzsatzung der Stadt Usingen in der zum Zeitpunkt der Bauantragstellung geltenden 
Fassung ergänzt. 

 
 
 
 
 
 
 
5 Hinweis 

 
5.1 Zur Verwertung von Niederschlagswasser 

 
§ 51 HWG: Abwasser 
(1) ... 
(2) ... 
(3) Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von demjenigen, bei dem es anfällt, 
verwertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entge-
genstehen. Niederschlagswasser soll darüber hinaus in geeigneten Fällen versickert wer-
den. 
 

5.2 Zur Sicherung von Bodendenkmälern 
 
Gem. § 20 HDSchG: Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies 
dem Landesamt für Denkmalpflege, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich 
anzuzeigen. 

 

Übersichtskarte (Maßstab 1 : 25.000) 

Vermerke 
 
1. Aufstellungsbeschluss gem. § 2(1) BauGB: Der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplanes wurde 
durch die Stadtverordnetenversammlung am __.__.____ gefasst. Die ortsübliche Bekanntmachung erfolgte 
am __.__.____ im Usinger Anzeiger. 
 Siegel der Stadt
 
 
 
Usingen, den __.__.____ 
 Bürgermeister
 
2. Bürgerbeteiligung gem. § 3(1) BauGB: Der Planvorentwurf wurde nach öffentlicher Bekanntmachung am 
__.__.____ in der Verwaltung in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ zu jedermanns Einsicht ausgelegt 
bzw. in der Bürgerinformationsveranstaltung am __.__.____ vorgestellt. 
 Siegel der Stadt
 
 
 
Usingen, den __.__.____ 
 Bürgermeister
 
3. Öffentliche Auslegung gem. § 3(2) BauGB: Der Planentwurf wurde in der Verwaltung in der Zeit vom 
__.__.____ bis __.__.____ einschl. zu jedermanns Einsicht ausgelegt. Die Bekanntmachung der 
Planauslegung erfolgte am __.__.____ im Usinger Anzeiger. 
 Siegel der Stadt
 
 
 
Usingen, den __.__.____  
 Bürgermeister
 
4. Satzungsbeschluss gem. § 10 BauGB sowie § 5 HGO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB und § 81 HBO: Der 
Planentwurf wurde am __.__.____ als Satzung beschlossen. 
 Siegel der Stadt
 
 
 
Usingen, den __.__.____   
 Bürgermeister
 
5. Inkrafttreten gem. § 10 BauGB: Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt 
gemacht. Damit hat der Bebauungsplan Rechtskraft erlangt. 
 Siegel der Stadt
 
 
 
Usingen, den __.__.____   
 Bürgermeister
 
 
 

[CHRISTIANE]  Z:\DATA\TEST\SUB00005\S2_B-PLAN.LEG


